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§ 2 2

Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern
Das Rechtsverhältnis zwischen den Eltern und einem Kinde 

bestimmt sich nach dem Recht des Staates, dessen Bürger das 
Kind ist. Das gleiche Recht ist auch auf die Vertretungs­
befugnis des gesetzlichen Vertreters des Kindes anzuwenden.

§23
Annahme an Kindes Statt

(1) Die Annahme an Kindes Statt, ihre Wirkung und ihre 
Aufhebung bestimmen sich nach dem Recht des Staates, des­
sen Bürger der Annehmende zur Zeit der Annahme oder 
Aufhebung ist. Wird ein Kind von einem Ehepaar gemein­
sam angenommen und gehören die Ehegatten verschiedenen 
Staaten an, so ist das Recht der Deutschen Demokratischen 
RepubUk anzuwenden. •

(2) Die Annahme eines Kindes, das Staatsbürger der Deut­
schen Demokratischen Republik ist, durch den Bürger eines 
anderen Staates, bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmi­
gung des zuständigen Staatsorgans der Deutschen Demokra­
tischen Republik. Die Annahme ist ferner nur wirksam, wenn 
die nach dem Familiengesetzbuch der Deutschen Demokrati­
schen Republik erforderlichen Einwilligungserklärungen er­
teilt sind.

§24
Vormundschaft und Pflegschaft

(1) Die Voraussetzungen für die Anordnung und Beendi­
gung einer Vormundschaft oder Pflegschaft bestimmen sich 
nach dem Recht des Staates, dessen Bürger das Mündel oder 
der Pflegebedürftige sind.

(2) Eine vorläufige Vormundschaft oder Pflegschaft kann 
auch über den Bürger eines anderen Staates nach dem Recht 
der Deutschen Demokratischen Republik angeordnet werden, 
wenn er der alsbaldigen Fürsorge bedarf und seinen Wohn­
sitz oder Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen Re­
publik hat oder wenn sich Vermögen eines Bürgers in der 
Deutschen Demokratischen Republik befindet und eine Siche­
rung und ordnungsgemäße Verwaltung durch ihn nicht er­
folgt.

(3) Das Rechtsverhältnis zwischen Vormund und Mündel 
sowie zwischen Pfleger und Pflegebedürftigem richtet sich 
nach dem Recht des Staates, von dessen Organ der Vor­
mund oder Pfleger bestellt worden ist. Das gleiche Recht ist

auch auf die Vertretungsbefugnis des Vormunds oder des 
Pflegers anzuwenden.

§25
Recht der Erbfolge

(1) Die erbrechtlichen Verhältnisse bestimmen sich nach 
dem Recht des Staates, dessen Bürger der Erblasser im Zeit­
punkt seines Todes war.

(2) Die erbrechtlicheen Verhältnisse in bezug auf das Eigen­
tum und andere Rechte an Grundstücken und Gebäuden, die 
sich in der Deutschen Demokratischen Republik befinden, 
bestimmen sich nach dem Recht der Deutschen Demokrati­
schen RepubUk.

§26
Wirksamkeit des Testaments

Die Fähigkeit zur Errichtung oder Aufhebung sowie die 
zulässigen Arten testamentarischer Verfügungen, deren An­
fechtung und die Rechtsfolgen von Erklärungsmängeln bei 
ihrer Errichtung bestimmen sich nach dem Recht des Staates, 
in dem der Erblasser im Zeitpunkt der Errichtung des Testa­
ments seinen Wohnsitz hatte.

§27
Recht des Arbeitsortes

(1) Auf Arbeitsrechtsverhältnisse ist das Recht des Staa­
tes anzuwenden, in dem sich der Sitz des Betriebes befindet, 
mit dem das Arbeitsrechtsverhältnis besteht.

(2) Befindet sich der Arbeitsort im gleichen Staat, in dem 
der Werktätige auch seinen Wohnsitz hat, so ist auf das Ar­
beitsrechtsverhältnis das.Recht dieses Staates anzuwenden.

(3) Das gemäß den Absätzen 1 und 2 anzuwendende Recht 
ist auch maßgebUch für die Fähigkeit zum Abschluß des Ar­
beitsvertrages und für seine Form.

§28
Verjährung

Die Verjährung von Ansprüchen bestimmt sich nach dem 
Recht des Staates, das auf das Rechtsverhältnis anzuwenden 
ist.

§29
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1976 in Kraft.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am fünften Dezember neunzehnhundert­
fünfundsiebzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den fünften Dezember neunzehnhundertfünfundsiebzig

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik
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